
Landesbibliothek Oldenburg

Digitalisierung von Drucken

32. Stück, 26.06.1929



Gesetzblatt
sür den

Frerftasrt Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

XD VI . Band . (Ausgegeben den 26 . Juni 1829 .) 32 . Stück.

Inhalt:
Nr . 49 . Gesetz für den Landesieil Oldenburg vom 21 . Juni 1929,

betreffend Änderung des Landwirtschaftskammergesetzes vom
22 . Juni 1922.

Nr. 49.
Gesetz sür den Landesteil Oldenburg , betreffend Änderung des Land¬

wirtschaftskammergesetzes vom 22 . Juni 1922.

Oldenburg , den 21 . Juni 1929.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Olden¬
burg , was folgt:

Einziger Artikel.

Die Ermittlung der Umlage der Landwirtschafts-
kammer für das Geschäftsjahr vom 1. April 1929 bis
31. März 1930 hat abweichend von der Vorschrift des
Artikels 39 Abs. 3 des Landwirtschaftskammergesetzes
in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes für den
Landesteil Oldenburg vom 30. Mai 1928, betreffend
Aenderung des Landwirtschaftskammergesetzes — Old.
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Ges. Bl . Bd . 45, S . 767 , nach folgender Bestim¬
mung zu erfolgen:

„Die Berechnung der Umlage erfolgt nach dem
umlagepflichtigen Einkommen, das der Berechnung der
Umlage für das Geschäftsjahr der Landwirtschaftskammer
vom '1. April 1928 bis 31. März 1929 zugrunde ge¬
legt morden ist.

War der Umlagepflichtige für den nach Abs. 1
für die Umlage matzgebenden Veranlagungszeitraum
(Steuerabschnitt ) mit einem umlagepflichtigen Bewirt-
schaftungs- oder Pachteinkommen zur Einkommensteuer
nicht veranlagt , oder hat sein umlagspflichtiges Ein¬
kommen infolge Veränderung der Grütze der von ihm
genutzten oder verpachteten Fläche in dem nach Artikel 39
Abs. 3 matzgebenden Steuerabschnitt sich wesentlich ver¬
ändert , so hat eine Neuveranlagung des landwirtschaft¬
lichen Betriebs - oder Pachteinkommens zu erfolgen . Bei
dieser Neuveranlagung ist die von dem Umlagepflichtigen
in dem nach Artikel 39 Abs. 3 mahgebenden Steuer¬
abschnitt landwirtschaftlich genutzte oder zur landwirt¬
schaftlichen Nutzung verpachtete Fläche der Veranlagung
zugrunde zu legen und das Einkommen daraus unter
Berücksichtigung der Veranlagungsergebnisse für den
nach Abs. 1 für die Umlage matzgebenden Veran¬
lagungszeitraum (Steuerabschnitt ) nachbargleich einzu¬
schätzen. Besteht eine Umlagepflicht nach Artikel 39
Abs. 3 nicht mehr , oder ist sie nach Artikel 39 Abs. 6
des ' Landwirtschaftskämmergesetzes in der Fassung des
Artikels 1 des Gesetzes vom 22. Mai 1926 — Old.
Ges. Bl . Bd . 44, S . 633 — fortgefallen , so bleibt das
veranlagte Bewirtschaftungs - oder Pachteinkommen von
der Heranziehung zur Umlage frei . Die Neuveran¬
lagung erfolgt durch den Gemeindevorstand . Sie ist dem
Umlagepflichtigen mitzuteilen . Gegen den Veranlagungs¬
bescheid kann der Umlagepflichtige binnen einer Frist
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von 2 Wochen nach Mitteilung Einspruch bei dem Ge¬
meindevorstand erheben. Gegen die Entscheidung des
Gemeindevorstandes über den Einspruch findet das Der-
waltungsstreitverfahren bei den Verwaltungsgerichten
statt ."

Oldenburg , den 21. Juni 1929.

Staatsministermm.

In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) Or . Driver . Oe . Millers.

Or . Fischer.
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